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Vorwort 
 

Liebe Leserinnen und Leser, 

wir freuen uns, Ihnen unser umfassen-
des Whitepaper "Im Umbruch zwischen 
CSRD & Omnibus - Warum Nachhaltig-
keitsberichterstattung im Immobilien-
sektor relevant bleibt“ präsentieren zu 
können, in welchem wir die aktuellen 
Entwicklungen der Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung im Immobiliensektor ein-
gehend beleuchten. Unser interdiszipli-
näres Team bei PwC Deutschland hat 
mit großem Engagement an der Erstel-
lung dieses Dokuments gearbeitet, um 
Ihnen wertvolle Einblicke und praxis-
nahe Handlungsempfehlungen zu bie-
ten. 

Die Immobilienbranche spielt im Kon-
text globaler Klimaziele eine entschei-
dende Rolle. Sie ist für einen erhebli-
chen Anteil des Energieverbrauchs und 
der CO2-Emissionen verantwortlich, 
was die Notwendigkeit effizienter Sa-
nierungsmaßnahmen und innovativer 
Technologien verdeutlicht. Wir betrach-
ten die Vorteile einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung und werfen einen um-
fassenden Blick auf die weiterhin beste-
henden regulatorischen Berichtsanfor-
derungen. 

Im Mittelpunkt unserer Analyse stehen 
die möglichen Auswirkungen des Omni-
bus-I-Pakets (Omnibus) auf die Ver-
pflichtung zur Berichtserstattung nach 
der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD) in der Immobilienwirt-
schaft. Trotz zunächst scheinbar für 
viele Immobilienunternehmen reduzier-
ter regulatorischer Anforderungen, 
bleibt die Erfassung und Offenlegung 
von ESG-Daten essenziell, da zahlrei-
che Anforderungen weiterhin gelten. 

Diese ergeben sich aus anderen Regu-
larien, aber auch aus dem Bedarf von 
wesentlichen Stakeholdern. 

Eine Vielzahl nationaler Gesetze beein-
flusst die notwendige Datenerfassung 
im ESG-Bereich. Diese Anforderungen 
werden zusätzlich durch die Erwartun-
gen von Banken und Versicherungen 
verstärkt. Finanzinstitute und Versiche-
rer verlangen zunehmend detaillierte 
ESG-Daten, da sie diese für fundierte 
Investment- und Finanzierungsent-
scheidungen, als auch für ihre eigene 
regulatorisch erforderliche Berichtser-
stattung benötigen. Die Integration von 
Klimadaten und anderen relevanten 
ESG-Daten in die Risikobewertung er-
möglicht es darüber hinaus Investoren, 
ihre Portfolios besser abzusichern und 
die wohnwirtschaftliche Rentabilität 
langfristig zu stärken. Diese Betrach-
tung wird auch zunehmend von natio-
nalen wie internationalen Aufsichtsbe-
hörden wie BaFin und EBA gefordert. 

Unser Whitepaper unterstreicht die 
Herausforderungen, die durch unter-
schiedliche Standardsauf nationaler 
und internationaler Ebene entstehen, 
und gibt strategische Empfehlungen zur 
effektiven Datenerhebung und -nut-
zung. 

Wir hoffen, dass dieses Whitepaper 
Ihnen als wertvolle Wissensressource 
dient und Sie bei der Navigation durch 
die komplexen Anforderungen der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung unter-
stützt.  

Viel Freude und neue Erkenntnisse bei 
der Lektüre wünschen Ihnen 

Ihr PwC Deutschland Team 
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Executive Summary 
 

Die Nachhaltigkeitsberichterstattung im Immobiliensektor befindet sich im Umbruch: 
Durch das Omnibus-I-Paket werden kleine und mittlere Unternehmen künftig von den 
umfassenden Berichtspflichten der Corporate Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) befreit. Trotz dieser möglichen Entlastung bleiben die Erfassung und Offenle-
gung von ESG-Daten unverändert bedeutsam. Denn zahlreiche nationale Gesetze – 
etwa das Gebäudeenergiegesetz, das Bundes-Klimaschutzgesetz oder die Gewerbe-
abfallverordnung – erfordern ohnehin eine strukturierte Datenerhebung zu Energieeffi-
zienz, CO₂-Emissionen, Abfallmanagement oder Wasserverbrauch. 

Gleichzeitig verstärkt sich der Druck von Banken, Versicherern und institutionellen In-
vestoren, die aus eigener regulatorischer Verpflichtung und im Hinblick auf Risikoma-
nagement und Kreditentscheidungen umfassende Informationen zur Nachhaltigkeit von 
Immobilien fordern. Da der Immobiliensektor rund 42 % des Energieverbrauchs und 
35 % der energiebedingten CO₂-Emissionen in Europa verantwortet, sind ambitionierte 
Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen notwendig, um die ambitionierten Kli-
maziele zu erreichen. Neben Energie- und Ressourcenthemen spielt auch die Verrin-
gerung der Flächenversiegelung sowie der Einsatz grüner Infrastrukturen eine zuneh-
mende Rolle in der Bau- und Betriebspraxis. 

Selbst wenn also viele Unternehmen künftig nicht mehr direkt nach CSRD berichten 
müssen, kann mangelnde ESG-Transparenz beträchtliche Nachteile mit sich bringen. 
Investoren und Finanzierungsgeber, aber auch Nutzer bewerten Immobilien, die nicht 
nachhaltig betrieben oder gebaut werden, zunehmend kritischer, was sich in höheren 
Finanzierungskosten und potenziellen Wertabschlägen niederschlagen kann. Umge-
kehrt profitieren Unternehmen mit soliden Nachhaltigkeitsstrategien von einer stabile-
ren Portfolio-Wertentwicklung, attraktiveren Finanzierungskonditionen und einem ver-
besserten Image gegenüber Kunden, Mitarbeitenden und Öffentlichkeit. 

Eine wirksame ESG-Datenbasis erfordert moderne Methoden zur Erhebung, Verarbei-
tung und Auswertung. Technologische Ansätze wie Building Information Modeling 
(BIM), IoT-basierte Sensorik oder Energiemanagementsysteme (z. B. nach ISO 50001) 
ermöglichen eine kontinuierliche Überwachung von Energieverbrauch, Abfallströmen 
und Emissionen. Dies schafft nicht nur Transparenz für interne Steuerungsprozesse 
und externe Berichtsformate, sondern erleichtert auch den Vergleich einzelner Objekte 
oder ganzer Portfolios. Hinzu kommt der ökonomische Nutzen, durch geringere Be-
triebskosten. 

Zusammenfassend unterstreicht dieses Whitepaper die anhaltende Wichtigkeit von 
ESG-Daten und Nachhaltigkeitsberichten im Immobiliensektor. Auch ohne eine ver-
pflichtende CSRD-Bilanzierung für alle Unternehmen wirken nationale Gesetzgebung 
und Marktanforderungen in dieselbe Richtung: die Branche wird Nachhaltigkeit weiter-
hin als strategischen Differenzierungsfaktor nutzen müssen, um langfristig wettbe-
werbsfähig zu bleiben und gleichzeitig ihren Beitrag zu zentralen Klimazielen zu leis-
ten. 
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Einleitung 
 

Die Nachhaltigkeitsziele Deutschlands 
und der Europäischen Union sind ambi-
tioniert formuliert. Zur Erreichung dieser 
Ziele werden Unternehmen verpflichtet, 
durch Nachhaltigkeitsberichterstattung 
Transparenz zu schaffen, damit Markt-
teilnehmern, Investoren, Kunden und 
andere Stakeholder fundierte Entschei-
dungen treffen können. Ein zentrales 
Element auf EU-Ebene ist dabei die 
CSRD, die verbindliche Anforderungen 
an die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
festlegt.  

Noch vor der umfassenden nationalen 
Umsetzung der CSRD in Deutschland 
wurden mit dem Omnibus-I-Paket Lo-
ckerungen vorgeschlagen, die den An-
wendungsbereich der CSRD stark ein-
schränken würden. Insbesondere klei-
nere und mittlere Unternehmen (KMU) 
sowie mittelgroße Immobiliengesell-
schaften könnten von reduzierten Be-
richtspflichten profitieren. Diese Maß-
nahmen werden zum Teil als Entlas-
tung der Wirtschaftsakteure angesichts 
hoher administrativer Belastungen be-
grüßt. Dennoch bleibt die Herausforde-
rung bestehen, eine konsistente und 
transparente Nachhaltigkeitsberichter-
stattung aufrechtzuerhalten, welche 
Marktanforderungen und regulatori-
schen Erwartungen gerecht wird.  

Das Omnibus-I-Paket1 liegt bislang nur 
als Entwurf vor und ist noch nicht ver-
abschiedet. Ebenso wurde die CSRD 
noch nicht in deutsches Recht über-
führt. Diese vorläufige Situation schafft 
eine gewisse Unsicherheit für Unter-
nehmen, die sich frühzeitig auf die kom-
menden regulatorischen Anforderun-
gen vorbereiten möchten. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen politischen Lage 
in Deutschland, in welcher die 

 

1 European Commission, 2025 

Umsetzung europäischer Vorgaben in 
nationales Recht diskutiert wird, sind 
Immobilienunternehmen gefordert, 
strategische Entscheidungen bereits 
unter Einbezug möglicher zukünftiger 
Änderungen zu treffen. Der langfristi-
gen Natur der Immobilien kommt hier 
eine besondere Bedeutung zu. 

Es stellt sich also die Frage, welche 
Rolle der Immobiliensektor künftig bei 
der Erhebung von ESG-Daten ein-
nimmt und wie relevant diese Daten im 
Kontext der ESG-Berichterstattung wei-
terhin sind. Dies beleuchten wir im 
nächsten Kapitel. 

 

Hintergrund zur CSRD und dem Om-
nibus- I-Paket 

Die CSRD, die die bestehende Non-Fi-
nancial Reporting Directive (NFRD) er-
setzt, sollte eine umfassendere und 
standardisierte Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung für Unternehmen sicherstel-
len. 
Das Omnibus-I-Paket könnte den An-
wendungsbereich der CSRD ein-
schränken, da der bisherige Entwurf 
vorsieht, dass insbesondere kleinere 
und mittlere Unternehmen (KMU) mit 
weniger als 1.000 Mitarbeitenden von 
den Berichtspflichten entbunden wer-
den. Die Berichtspflicht für Unterneh-
men, welche für das Geschäftsjahr 
2025 und 2026 hätten berichten sollen, 
ist bereits um zwei Jahre verschoben 
worden. Diese Anpassungen erfolgten 
auf Druck der Wirtschaft, um die admi-
nistrativen Bürden für nicht-kapital-
marktorientierte Unternehmen zu redu-
zieren.“ 
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1. Die Rolle der Immobilienwirtschaft bei der 
Erhebung von ESG-Daten 

 

Im Jahr 2023 trug die Immobilienwirt-
schaft maßgeblich zur ökonomischen 
Leistung Deutschlands bei und gene-
rierte etwa 19 % der Bruttowertschöp-
fung.1 Gleichzeitig hat der Immobilien-
sektor erheblichen Einfluss auf den Kli-
mawandel: Der Gebäudesektor ist ver-
antwortlich für mehr als 42 % des ge-
samten Energieverbrauchs in Europa 
und rund 35 % der energiebedingten 
CO₂-Emissionen.2 Obwohl diese Emis-
sionen in den letzten Jahren leicht rück-
läufig waren, bleibt der Fortschritt zu 
gering, um die ambitionierten Klima-
ziele bis 2030 zu erreichen.3 Schätzun-
gen zufolge müssten bis 2045 jährlich 
rund 1,9 % 4  des Wohngebäudebe-
stands energetisch saniert werden. 
Zwei Drittel aller Wohngebäude in 

 

1 (ZIA, 2024) 

2 (European Commission, 2021) 

3 (Expertenrat für Klimafragen, 2025) 

Europa befinden sich derzeit in den un-
teren Effizienzklassen (D bis H) mit ei-
nem Energieverbrauch von über 
100 kWh/m² und Jahr. Besonders Ge-
bäude in den schlechtesten Klassen (G 
und H) sind für etwa 50 % des gesam-
ten Energieverbrauchs im Gebäude-
sektor verantwortlich. 

Im Jahr 2024 sank die Sanierungsquote 
auf 0,69 % – nach 0,70 % im Jahr 2023 
und 0,88 % im Jahr 2022.5 Gründe hier-
für sind unter anderem die gestiegenen 
Baukosten und die höheren Zinsen. 

Über den reinen Energieverbrauch hin-
aus entstehen erhebliche Emissionen 
bereits im Bauprozess durch den Ein-
satz energieintensiver Baustoffe wie 

4 (dena, 2021) 

5 (BuVEG, kein Datum) 

Abbildung 1: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland. In der Abgrenzung der Sektoren des Klima-
schutzgesetze.  
(Umwelt Bundeamt, 2025) 
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Beton, Stahl und Glas. Diese Materia-
lien könnten bis 2050 im Schnitt etwa 
die Hälfte der gesamten Lebenszyklus-
Emissionen neuer Gebäude ausma-
chen.1 Beton allein ist dabei für etwa 4-
8% der weltweiten CO₂-Emissionen 
verantwortlich. 2  Auch die Abriss- und 
Wiederverwertungsphase trägt zum ge-
samten CO₂-Fußabdruck bei. Damit 
wird deutlich, dass der gesamte Gebäu-
delebenszyklus in die Klimastrategie 
einbezogen werden muss. 

Der Klimafußabdruck der Immobilien-
wirtschaft umfasst jedoch mehr als nur 
Energieverbrauch und Dekarbonisie-
rung. Besonders der massive Ressour-
cenverbrauch stellt eine der größten 
ökologischen Herausforderungen dar. 
Der Gebäudesektor ist für etwa 50 % 
des weltweiten Materialverbrauchs ver-
antwortlich. Im Jahr 2017 wurden welt-
weit rund 92,1 Mrd. t natürlicher Roh-
stoffe verbraucht, ein Großteil davon für 
den Bau- und Infrastruktursektor.3 

 

Exkurs: Bedarf der Bau- und Immo-
bilienwirtschaft an energie- und res-
sourcenintensiven Baustoffen 

Beton: Weltweit werden jährlich etwa 
50 Mrd. t Sand und Kies abgebaut, ein 
Großteil davon für die Betonherstel-
lung4. 
Zement: Die Produktion von Zement 
verursacht rund 8 % der globalen CO₂-
Emissionen und umfasst über 
4,6 Mrd. t des jährlichen Materialver-
brauchs.5 

 

1  (Global Alliance for Buildings and Construction, 
2019) 

2 (Chatham House Report, 2018) 

3 (IRP, 2019) 

4 (UNEP, 2022) 

5 (BUND, 2021) 

6 (World Steel Association, 2020) 

Stahl: Die Bauindustrie verbraucht 
rund 50 %6 der weltweiten Stahlpro-
duktion (ca. 0,9 Mrd. t jährlich)7, was 
rund 7 %8 der globalen CO₂-
Emissionen verursacht. 
Glas: Für den Bausektor werden EU-
weit jährlich etwa 10 Mio. t Flachglas 
produziert9, wofür große Mengen Sand 
und Energie benötigt werden10. 
Holz: Weltweit werden jährlich 
4 Mrd. m³ Holz verarbeitet. Ein wach-
sender Anteil entfällt auf den Bausek-
tor, was die Abholzung natürlicher 
Wälder insbesondere in Regionen 
ohne nachhaltige Forstwirtschaft be-
schleunigt.11 

 

In Europa entfallen rund 36 % des ge-
samten Materialverbrauchs auf die 
Bauindustrie. 12 Die fortschreitende Ur-
banisierung und der Ausbau von Sied-
lungs- und Infrastrukturräumen haben 
weitreichende ökologische und klimati-
sche Folgen. Besonders die zuneh-
mende Flächenversiegelung stellt eine 
zentrale Herausforderung dar, da sie 
den natürlichen Wasserhaushalt mas-
siv beeinträchtigt, die Hitzebelastung in 
Städten erhöht und zum Verlust der 
Biodiversität beiträgt. In urbanen Räu-
men werden bis zu 70 % des Regen-
wassers direkt in die Kanalisation abge-
leitet, während in ländlichen Regionen 
über 90 % versickern oder verduns-
ten.13 Dies erhöht das Risiko von Sturz-
fluten, da städtische Entwässerungs-
systeme oft nicht auf hohe Wassermen-
gen ausgelegt sind. 

7 (World Steel Association, 2025) 

8 (Umwelt Bundesamt, 2024) 

9 (Glass for Europe, 2025) 

10 (UNEP, 2022) 

11 (FAO, 2024) 

12 (European Environment Agency, kein Datum) 

13 (European Environment Agency, kein Datum) 
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Die Versiegelung beeinflusst zudem die 
natürliche CO₂-Speicherung des Bo-
dens. Organische Materialablagerun-
gen gehen zurück, die mikrobielle Akti-
vität sinkt. 1  Gleichzeitig erhöht die 
dichte Bebauung in Kombination mit 
dem Wärmespeicher-Effekt von Beton, 
Asphalt und Glas die städtische Hitze-
belastung (Urban Heat Island). Mes-
sungen zeigen, dass die Temperaturen 
in dicht bebauten Gebieten um bis zu 
10 °C höher liegen können als in nahe-
gelegenen, weniger urbanisierten Regi-
onen. Dies kann schwere gesundheitli-
che Folgen haben, insbesondere für äl-
tere Menschen, Kinder und Personen 
mit Vorerkrankungen. Ein verstärkter 
Einsatz von Klimaanlagen erhöht zu-
sätzlich den Energieverbrauch und da-
mit die CO₂-Emissionen.2 

Gleichzeitig führt die Versiegelung zu 
einem dramatischen Rückgang der Bio-
diversität. Laut Weltbiodiversitätsrat 
(IPBES) sind eine Million Tier- und 
Pflanzenarten vom Aussterben be-
droht, vor allem durch Landnutzungs-
änderungen und den Verlust naturna-
her Böden.3 In hochverdichteten Stadt-
vierteln verschärft der Mangel an 

 

1 (IPCC, 2019) 

2 (International Energy Agency, 2022) 

3 (IPBES, 2019) 

Grünflächen die Situation, da natürliche 
Filtermechanismen für Luftschadstoffe 
fehlen. Darüber hinaus verbringen 
Menschen in modernen Gesellschaften 
bis zu 90 % ihrer Zeit in Innenräumen.4 
Ungünstige bauliche Bedingungen 
(schlechte Belüftung, hohe Lärmbelas-
tung, fehlendes Tageslicht oder schad-
stoffhaltige Baumaterialien) begünsti-
gen u. a. das Sick-Building-Syndrom 
und andere gesundheitliche Probleme.5 

Ein Umdenken in der Stadtentwicklung 
ist daher dringend erforderlich. Eine Re-
duktion versiegelter Flächen, integrierte 
grüne Infrastrukturen und nachhaltige 
Konzepte für das Regenwasserma-
nagement (Schwammstadt-Prinzip) 
können Überschwemmungsgefahren 
mindern und das Mikroklima stabilisie-
ren. Begrünte Dächer und Fassaden 
senken durch Verdunstungskälte die 
Umgebungstemperatur und können Hit-
zespitzen um bis zu 5 °C reduzieren.6 
Grünflächen verbessern zudem das 
Stadtklima und die Biodiversität. 

Um Städte widerstandsfähiger gegen-
über den Folgen des Klimawandels und 
des Biodiversitätsverlustes zu machen, 
muss die Immobilien- und 

4 (World Health Organization, 2018) 

5 (Sundell, 2004) 

6 (European Commission, 2021) 

Abbildung 2: Beispielhafte Potenziale für Nachhaltigkeitsfördernde Maßnahmen anhand einer Siedlung 
 (PwC, 2023). 
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Bauwirtschaft einen Paradigmenwech-
sel vollziehen. Ressourcenschonende 
Bauweisen, die sich an den Prinzipien 
der Kreislaufwirtschaft orientieren, sind 
essenziell, um urbane Räume zukunfts-
fähig zu gestalten. Dieser Ansatz zahlt 
sich auch ökonomisch aus: Nachhaltige 
Immobilienprojekte gewinnen langfristig 
an Wert und erfüllen strengere regula-
torische Vorgaben besser.1 

Eine zentrale Herausforderung in die-
sem Transformationsprozess ist die 
systematische Erhebung und Nutzung 
belastbarer ESG-Daten. Durch digitale 
Gebäudemodelle (Building Information 
Modeling, BIM), IoT-basierte Sensorik 
und Monitoring-Systeme lassen sich 
Echtzeitdaten erfassen, die maßgeblich 

zur Dekarbonisierung und zur Einhal-
tung regulatorischer Anforderungen 
beitragen. Energieverbrauch, CO₂-
Emissionen oder Ressourcennutzung 
können so fortlaufend ausgewertet wer-
den, um zeitnah effiziente Maßnahmen 
abzuleiten. 

Aufgrund dieses umfangreichen Daten-
bedarfs könnte man annehmen, dass 
eine mögliche Lockerung der CSRD-
Pflichten die ESG-Transparenz insge-
samt schwächt. Doch im nächsten Ka-
pitel beleuchten wir, warum selbst bei 
auf den ersten Blick sinkenden Be-
richtspflichten die Bedeutung von ESG-
Daten für die Immobilienbranche kei-
neswegs abnimmt. 

 

1  (Landkreis Bayreuth Klimaschutzmanagement, 
2023) 
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2. Warum die Reduzierung der Berichtspflich-
ten nicht das Ende der ESG-Transparenz für 
die Immobilienwirtschaft bedeutet 

 

 

Die Regulierung zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung nimmt insgesamt weiter 
zu. Selbst wenn Immobilienunterneh-
men bzw. -fonds nicht direkt unter die 
CSRD fallen, sind sie doch verpflichtet, 
zahlreiche ESG-Daten zu erheben und 
teilweise auch offenzulegen. In 
Deutschland existiert ein breites Spekt-
rum gesetzlicher Vorgaben, die eine 
systematische Erfassung von ESG-
Daten erzwingen. Viele der durch die 
CSRD geforderten Daten müssen oh-
nehin im Rahmen verschiedener Ge-
setze bereitgestellt werden.  

Das Bundes-Klimaschutzgesetz 1 
(KSG), bildet die übergeordnete Grund-
lage für die deutsche Klimapolitik und 
legt verbindliche Ziele zur Reduktion 
der Treibhausgasemissionen bis 2030 
fest2. Die Umsetzung erfolgt durch spe-
zifische Gesetze, die Unternehmen zu 
einer detaillierten Datenerhebung ver-
pflichten. 

Eine zentrale Strategie zur Reduzie-
rung von CO₂-Emissionen besteht in 
der Implementierung eines Emissions-
handelssystems, das auf der Beprei-
sung von CO₂-Ausstoß basiert.  

Der Grundgedanke besteht darin, dass 
die zunehmenden Kosten für den Aus-
stoß von CO₂ und die Nutzung fossiler 
Brennstoffe Anreize für Unternehmen 
schaffen, auf nachhaltigere Alternativen 
umzusteigen und Energie effizienter zu 
nutzen. Dies erfordert eine umfassende 
Betrachtung, bei der beispielsweise die 
Optimierung von Produktionsprozessen 
eine wesentliche Rolle spielen kann. 
Durch die schrittweise Verknappung 

 

1 (Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 2019) 

der verfügbaren Emissionszertifikate 
sollen die Treibhausgasemissionen 
kontinuierlich reduziert werden, was 
gleichzeitig den Preis für Emissionen 
erhöht. Unternehmen sind verpflichtet, 
die erforderlichen Emissionszertifikate 
zu erwerben, was eine genaue Erfas-
sung und Berichterstattung ihrer Treib-
hausgasemissionen – wie auch in den 
Offenlegungsanforderungen nach 
ESRS E1 (Climate Change) – 

2 (Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 2019) 

Abbildung 3: Preisentwicklungsszenarien der CO2 Zertifi-
kate.  
2021-2025 bundesweit festgeschriebene Preise. 2025-
2026 bundesweit festgeschriebene Preisspanne. Ab 2027 
freier EU-Zertifikathandel  
(Günther, Pahle, Govorukha, Osorio, & Fotiou, 
2024)Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz , 
2023) 
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notwendig macht. Diese Anforderungen 
sind im Brennstoffemissionshandelsge-
setz (BEHG)1 fest verankert.  

Für den Gebäudesektor ist das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG)2, welches die 
European Building Performance Direc-
tive (EBPD) 3 in nationales Recht um-
setzt, maßgeblich. Es stellt einen um-
fassenden rechtlichen Rahmen für die 
Förderung von Energieeffizienz und die 
Reduktion von CO₂-Emissionen im Ge-
bäudesektor in Deutschland dar und 
formuliert verbindliche Anforderungen 
an die energetische Qualität, sowohl 
von Neubauten als auch von Bestands-
gebäuden. Ein wesentlicher Bestandteil 
des Gesetzes ist die Integration erneu-
erbarer Energien in Heizsysteme. Seit 
dem Jahr 2024 ist es verpflichtend, 
dass Heizungen in Neubauten inner-
halb neu erschlossener Baugebiete, mit 
mindestens 65 % erneuerbare Ener-
gien betrieben werden. 

Akteure des Immobiliensektors sind ge-
mäß des GEG dazu verpflichtet, rele-
vante energetische Daten zu erfassen 
und deren Konformität mit den Geset-
zesvorgaben nachzuweisen. Bei der 
Errichtung eines Gebäudes oder der 
Durchführung signifikanter baulicher 
Änderungen muss der Gebäudeeigen-
tümer nachweisen, dass die baulichen 
Maßnahmen den Anforderungen des 
GEG entsprechen, wobei eine umfas-
sende Dokumentation erforderlich ist.4 
Bei Nichteinhaltung der Vorgaben kön-
nen Sanktionen verhängt werden, die 
den Druck zur Einhaltung der gesetzli-
chen Regelungen erhöhen. 

 

 

 

1 (Brennstoffemissionshandelsgesetz, 2019) 

2 (Gebäudeenergiegesetz (GEG), 2020) 

Beispiel: Die Erfassung von CO2 
Emissionen nach ESRS im Ver-
gleich zur BEHG. 

ESRS E1 (35): “The undertaking shall 
provide information on its energy con-
sumption and mix”. 

BEHG §7 (1):“ Der Verantwortliche hat 
die Brennstoffemissionen […] zu ermit-
teln und der zuständigen Behörde […] 
zu berichten.“ 

Beide Regelwerke zielen auf die Be-
richterstattung über Treibhaus-
gasemissionen ab; während sich das 
BEHG speziell auf Emissionen aus 
fossilen Heizungen konzentriert, er-
fasst ESRS E1 den gesamten Energie-
verbrauch. Zudem sieht das Energie-
wirtschaftsgesetz (EnWG) vor, dass 
Stromlieferanten ihren Kunden mittei-
len, wie sich der bezogene Strom zu-
sammensetzt und welche Emissionen 
daraus resultieren (EnWG § 42). 

 

Darüber hinaus regelt das Gebäu-
deenergiegesetz die Ausstellung von 
Energieausweisen, die in zahlreichen 
Fällen verpflichtend ist. Für die Erstel-
lung eines Energieausweises ist die Er-
hebung detaillierter Daten zum energe-
tischen Bedarf oder tatsächlichen Ener-
gieverbrauch des Gebäudes erforder-
lich. Die ESRS verlangen Angaben zur 
Energieeffizienz, Energieverbrauch und 
Emissionsreduktionsstrategien. Die 
durch das GEG ohnehin erhobenen Ge-
bäudeperformance-Daten sind eine 
wertvolle Grundlage, um die Anforde-
rungen zu Energie und Emissionen 
nach ESRS E1 zu erfüllen. 

3  (Richtlinie EU 2024/1275 des europäischen 
Parlaments und des Rates übder die 
Gesamtenergieffizinez von Gebäuden, 2024) 

4 (Gebäudeforum Klimaneutral, 2024) 
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Ergänzend dazu fordert das Energieef-
fizienzgesetz (EnEfG)1 von Unterneh-
men mit einem durchschnittlichen Jah-
resenergieverbrauch von mehr als 7,5 
Gigawattstunden die Implementierung 
eines Energiemanagementsystems. 
Bereits ab 2,5 Gigawattstunden Jah-
resverbrauch müssen Umsetzungs-
pläne zu Energiesparmaßnahmen er-
stellt und veröffentlicht werden. Die 
Umsetzung der Vorschriften wird stich-
probenartig überprüft2. Es gibt also 
auch hier Überschneidungen bei den 
Anforderungen an die Offenlegung von 
Energieverbrauch und -effizienzmaß-
nahmen mit den ESRS E1. 

Ähnlich verhält es sich mit dem CO2-
Kostenaufteilungsgesetz 
(CO₂KostAufG) 3 . Dieses verpflichtet 
Vermieter die CO₂-Kosten für Heizener-
gie anteilig mitzutragen. Dies soll beide 
Parteien dazu motivieren, energieeffizi-
ente Maßnahmen zu ergreifen und 
CO₂-Emissionen zu reduzieren. Das 
Gesetz erfordert eine genaue 

 

1 (Gebäudeenergiegesetz (EnEfG), 2023) 

2  (Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, 
2025) 

3  (Kohlendioxidaufteilungsgesetz (CO2KostAufG), 
2022) 

4 (Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), 2012) 

Erfassung der CO₂-Emissionen und 
Bepreisung auf Vermieterseite. Auch im 
ESRS E1 gibt es Offenlegungspflichten 
zu CO₂-Emissionen (Scope 1 und 2). 

Neben den Gesetzen, die sich mit dem 
Energieverbrauch der Gebäude und 
damit einhergehenden Treibhaus-
gasemissionen auseinandersetzen, 
gibt es weitere Gesetze zum Schutz der 
Umwelt. Eines davon ist das Kreislauf-
wirtschaftsgesetz (KrWG)4. Das KrWG 
regelt die Abfallwirtschaft in Deutsch-
land und verpflichtet Unternehmen, Ab-
fälle ordnungsgemäß zu trennen, zu er-
fassen und zu entsorgen. Die Grund-
prinzipien aus dem KrWG werden für 
Gewerbeabfälle in der Gewerbeabfall-
verordnung (GewAbfV) konkretisiert.  

Die GewAbfV regelt die ordnungsge-
mäße Entsorgung und das Recycling 
von gewerblichen Abfällen und ver-
pflichtet Unternehmen zur Dokumenta-
tion und Berichterstattung.5 Gemäß der 
GewAbfV müssen Unternehmen Daten 
zur Abfallbewirtschaftung erfassen. 
Dies umfasst die Menge und Art der 
entsorgten Abfälle sowie Maßnahmen 
zur Abfallvermeidung und -verwertung6. 
Im Regelfall sind gemäß GewAbfV der 
Ablauf der Sammlung und Übergabe 
des Abfalls mittels Lageplänen, Lichtbil-
dern, Liefer- oder Wegescheinen oder 
ähnlichen Dokumenten und die Über-
gabe mittels Übernahmenachweis zu 
belegen. Gelten Ausnahmereglungen, 
so ist genau zu dokumentieren wieso 
der Regelfall unmöglich ist.7  

Einen weiteren Ansatz zur Vermeidung 
von Umweltschäden durch Müll liefert 
das Verpackungsgesetz (VerpackG) 8 : 
Immobilienunternehmen, die 

5 (Gewerbeabfallverordnung , 2017) 

6  (Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, 
Wasser-, und Kreislaufwirtschaft e.V., 2019) 

7  (Bundesverband der Deutschen Entsorgungs-, 
Wasser-, und Kreislaufwirtschaft e.V., 2019) 

8 (Verpackungsgesetz (VerpackG), 2017) 

Abbildung 4: Prinzip eines Energiemanagement Sys-
tems nach ISO 50001 (Umwelt Bundesamt , 2025) 
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Verpackungen verwenden (z. B. für 
Verbrauchsmaterialien in ihren Gebäu-
den), sind verpflichtet, sich bei einem 
dualen System zu registrieren und die 
Verpackungen korrekt zu lizenzieren. 
Das betrifft insbesondere die Entsor-
gung von Verpackungsabfällen 1 . Zur 
Erfassung gibt es das zentrale Verpa-
ckungsregister LUCID, bei dem bei-
spielsweise Menge und Materialart der 
Verpackung registriert werden müs-
sen.2  

Ein verantwortungsvoller Umgang mit 
Wasserressourcen schützt Ökosys-
teme, erhält die Biodiversität und si-
chert die Verfügbarkeit von sauberem 
Wasser für zukünftige Generationen. 
Hier setzt das Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG)3 an.  

Immobilienunternehmen müssen si-
cherstellen, dass der Wasserverbrauch 
in ihren Gebäuden effizient und nach-
haltig ist. Insbesondere geht es um den 
Schutz der Gewässer vor 

Verunreinigungen durch Abwässer und 
die verantwortungsvolle Nutzung von 
Trinkwasser. Immobilienunternehmen 
müssen dafür sorgen, dass Abwässer 
ordnungsgemäß entsorgt werden, sei 
es durch die städtische Kanalisation 
oder durch eine eigene Abwasserbe-
handlungseinrichtung, falls keine öf-
fentliche Kanalisation vorhanden ist. 
Dafür müssen sie die Kosten für die Ab-
wasserentsorgung an die zuständigen 
kommunalen Stellen abführen. Die Ge-
bühren hängen vom Verbrauch und der 
Art der Abwässer ab. Die Reglungen 
zur Dokumentation aus der Abwasser-
verordnung (AbwV) sind spezifisch für 
einzelne Nutzergruppen festgelegt und 
hängen mit dem Risiko einer Schad-
stoffbelastung zusammen.  

Auch die ESRS E2 und E3 fordern Da-
ten zum Wasserverbrauch, zu Wasser-
entnahmen, -einleitungen und -recyc-
ling sowie die Offenlegung von Schad-
stoffwerten. 

 

 

 

 

Beispiel: Die Erfassung von Abfall-
daten nach ESRS im Vergleich zur 
GewAbfV 

ESRS E5 (37) verlangt Informationen 
über die Gesamtmenge des Abfalls, 
einschließlich: Abfallmenge nach Ver-
wertungsoperationen (wiederverwend-
bar, recycelbar, andere), sowie nach 
Entsorgungsart (Verbrennung, Depo-
nierung, andere), jeweils unterteilt in 
gefährlichen und nicht gefährlichen Ab-
fall. 

GewAbfV §3 (3) fordert, Dokumentation 
der Pflichterfüllung. Dies umfasst Lage-
pläne, Fotos, Praxisbelege für ge-
trennte Sammlung, Erklärungen zur 

 

1  (Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister, kein 
Datum) 

Verwertung und Darlegungen bei Ab-
weichungen.  

Beide Regulierungen verlangen syste-
matisch erfasste Informationen zur 
Menge, Art des Abfalls, Verwertungsart 
und Verbleib. Mit der Einhaltung der 
Gewerbeabfallverordnung liegen Unter-
nehmen also bereits alle wesentlichen 
Datenpunkte vor, um auch die Anforde-
rungen der ESRS E5 Richtlinie in Hin-
blick auf die Abfallverwertung zu erfül-
len.  

  

2 (Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister, kein 
Datum) 

3 (Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 2019) 
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Neben dem Schutz des Klimas und 
dem Schutz der Umwelt vor Verschmut-
zungen wird Artenschutz in der Immobi-
lienwirtschaft zunehmend zu einem re-
levanten Thema. So ermittelte es eine 
von PwC geführte Umfrage aus dem 
Jahr 2022. Dabei sagten 85% der be-
fragten Experten „Ja, bestimmt“ oder 
„Ja, auf jeden Fall“ wird Biodiversität in 
Zukunft eine wichtigere Rolle in der Im-
mobilienwirtschaft spielen. 1  ESRS E4 
verlangt die Erfassung und Offenlegung 
von Auswirkungen auf Biodiversität und 
Ökosysteme und machen somit Daten 
aus naturschutzrechtlichen Verfahren 
(z. B. Flächenverbrauch, Schutzge-
biete, Artenschutzauflagen) relevant für 
eine ESG-Berichterstattung. 

Auf nationaler Ebene wir die Biodiversi-
tät im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG)2 geschützt. Es sieht unter 
anderem vor, dass bei Bauvorhaben die 
Auswirkungen, die sie auf die Natur ha-
ben, berücksichtigt und Eingriffe in Na-

tur und Landschaft vermieden, bzw. auf 
ein Minimum reduziert werden. Nicht 
vermeidbare erhebliche Beeinträchti-
gungen sind durch Ausgleichs- oder Er-
satzmaßnahmen oder falls nicht 

 

1 (PwC, 2023) 

2  (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(BNatSchG), 2009) 

3  (Landeshauptstadt München. Gestaltungs- und 
Begrünungssatzung., 1996) 

möglich, durch einen monetären Ersatz 
zu kompensieren. Solche Beeinträchti-
gungen können im Rahmen einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) fest-
gestellt werden. 

Die Forderungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes spiegeln sich zuneh-
mend in kommunalen Vorgaben zur 
Dach- und Fassadenbegrünung wider. 
Städte wie Hamburg und München ha-
ben bereits eigene Begrünungssatzun-
gen eingeführt, die Bauherren verpflich-
ten, Grünflächen an oder auf Gebäuden 
zu integrieren34. 

In ESRS E1 werden nicht nur Angaben 
zu Emissionsreduktion, sondern auch 
zu Klimarisiken und Anpassungsmaß-
nahmen gefordert. Die Daten, die hier 
erhoben werden, sind auch für das 
deutsche Klimaanpassungsgesetz 
(KAnG) einschlägig. Es soll Kommunen 
und Immobilienentwickler dazu anhal-
ten, klimaresiliente Bauweisen zu för-
dern. Dazu gehören hitzeresistente 
Baustoffe, wassersensible Stadtpla-
nung und die Berücksichtigung von 
Hochwasserschutzmaßnahmen5. 

Über nationale Vorgaben hinaus ver-
pflichtet sich Deutschland durch inter-
nationale Abkommen wie das Kunming-
Montreal Biodiversitätsabkommen, den 
Schutz der biologischen Vielfalt zu för-
dern. Dies wirkt sich auch auf die Immo-
bilienwirtschaft aus, indem nachhaltige 
Bauweisen, Begrünungskonzepte und 
Maßnahmen zum Schutz natürlicher 
Lebensräume gefördert werden6. Das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 

4 (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 
2014) 

5 (Umwelt Bundesamt, 2023) 

6 (European Comission, 2022) 

Abbildung 5: Wird Biodiversität in Zukunft eine wichti-
gere Rolle in der Immobilienwirtschaft spielen? 
 Darstellung auf Basis von Experteninterviews  
(PwC, 2023) 
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(BImSchG) 1  regelt die Emission von 
Schadstoffen in der Luft. Es enthält un-
ter anderem Bestimmungen zum 
Schutz von Tieren und Pflanzen vor ne-
gativen Auswirkungen durch Lärm, 
Licht und andere Umweltbelastungen. 
Zur Überprüfung der Einhaltung der 
Vorgaben aus dem Emissionsschutz-
gesetz muss ein Schornsteinfeger ver-
pflichtend in regelmäßigen Abständen 
Gas- und Ölheizungen prüfen.2 Ferner 
legt dieses Gesetz Grenzwerte für 
Emissionen fest, die durch Farben, La-
cke und andere Baumaterialien freige-
setzt werden können. Unternehmen 
sind dadurch verpflichtet, detaillierte In-
formationen über die chemische Zu-
sammensetzung und die potenziellen 
Emissionen ihrer Produkte zu sammeln 
und offenzulegen. Darüber hinaus 
adressiert das Gesetz auch den Aspekt 
der Lärmbelastung, indem es Vorgaben 
zur Minimierung von Lärm während Re-
novierungsarbeiten macht. Dies ist be-
sonders relevant für die soziale Kompo-
nente von ESG, da es die Lebensquali-
tät der Anwohner schützt und sicher-
stellt, dass Unternehmen ihre Verant-
wortung gegenüber der Gesellschaft 
wahrnehmen. Insgesamt fördert das 
Emissionsschutzgesetz eine umfassen-
dere und transparentere Erfassung von 
ESG-Daten. 

Auch die Bauordnungen der einzelnen 
Länder berücksichtigen Biodiversitäts-
aspekte, z. B. durch Verpflichtungen zur 
Begrünung, Gewährleistung der Was-
seraufnahmefähigkeit nicht überbauter 
Flächen oder Verwendung von Baupro-
dukten, die die Gebrauchstauglichkeit 
der baulichen Anlage über eine ange-
messene Zeitdauer gewährleisten. Zu-
meist wird den Gemeinden das Recht 

 

1 (Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umweltrisiken 
durch Luftverunreinigung, Geräusche, 
Erschütterung und ähnliche Vorgänge (BImSchG), 
2013) 

2  (Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks, 
kein Datum) 

eingeräumt lokale Vorgaben zum Ar-
tenschutz festzulegen. Beispiele für re-
gionale Maßnahmen sind die Pflicht zur 
Baubegrünung in Frankfurt, in der zum 
Beispiel ein Laubbaum pro 200 m² 
Grundstücksfläche vorgeschrieben 
wird3 oder das Verbot von Schottergär-
ten, dass in immer mehr Bundesländern 
umgesetzt wird. Es ist davon auszuge-
hen, dass die Biodiversität zukünftig 
stärker an Relevanz zunehmen wird. 
Künftig ist demnach davon auszuge-
hen, dass Immobilienunternehmen und 
-fonds auch vermehrt zu Themen der 
Biodiversität Bericht erstatten werden.  

Neben Energieeffizienz, Klimaschutz 
und Biodiversität gewinnen auch sozi-
ale Aspekte der Innenraumqualität und 
Barrierefreiheit zunehmend an Bedeu-
tung. Die Qualität der Innenraumluft 
wird durch das Bundes-Immissions-
schutzgesetz sowie durch die Techni-
sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
(TA Luft) reguliert. Diese Vorgaben zie-
len darauf ab, Schadstoffemissionen in-
nerhalb von Gebäuden zu minimieren, 
insbesondere durch Lüftungskonzepte 
und den Einsatz schadstoffarmer Bau-
materialien4.Um die Einhaltung der Vor-
gaben zur Qualität der Innenraumluft zu 
überprüfen, müssen demnach zusätzli-
che Daten erfasst werden, die als ESG-
Daten einzuordnen sind und über die 
üblichen Dekarbonisierungsaspekte 
hinausgehen.  

Der Lärmschutz ist ein weiterer relevan-
ter Aspekt. Die DIN 4109 legt Mindest-
anforderungen an den Schallschutz in 
Gebäuden fest, um die Gesundheit der 
Bewohner zu schützen. In Verbindung 
mit der Bauordnung der Länder sind 
auch Maßnahmen zur Vermeidung von 
Lärmimmissionen bei Neubauten 

3 (dpa, 2023) 

4  (Neufassung der Ersten Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz (Technicsche Anleitung 
zur Reinhaltung der Luft - TA-Luft), 2021) 
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vorgeschrieben.1 Die Einhaltung dieser 
Norm sollte gemessen und dokumen-
tiert werden, um sicherzustellen, dass 
Projekte die geforderten Standards er-
füllen. Zudem ist die DIN 4109 ein we-
sentlicher Bestandteil der DGNB-
Zertifizierung.  

Diese unterschiedlichen Anforderungen 
lassen sich eng mit den Vorgaben der 
ESRS verknüpfen, da im Bereich „Um-
welt“ (insbesondere in den Standards 
zu Emissionen, Ressourcen und mögli-
chen Auswirkungen auf die menschli-
che Gesundheit) Daten über Schad-
stoffmengen, Luftemissionen oder 
Lärmbelastung verlangt werden. Unter-
nehmen, die ihre Prozesse unter dem 
BImSchG kontinuierlich überwachen 
und dokumentieren, generieren somit 
bereits eine umfangreiche Datengrund-
lage, die sich auch im Sinne einer er-
weiterten Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung nach den ESRS nutzen lässt. 

 

1 (DIN 4109-1:2018-01, 2018) 

Die Barrierefreiheit wird durch das Be-
hindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
und die DIN 18040 geregelt. Diese Nor-
men stellen sicher, dass Gebäude für 
Menschen mit eingeschränkter Mobili-
tät nutzbar sind. Sie umfassen Vorga-
ben zu stufenlosen Zugängen, breiten 
Türen, taktilen Leitsystemen sowie bar-
rierefreien Sanitäranlagen. Die Einhal-
tung dieser Normen wird zunehmend 
von Investoren und Betreibern gefor-
dert, um Gebäude für eine alternde Ge-
sellschaft zukunftsfähig zu machen. 2 
Darüber hinaus ist die Barrierefreiheit 
ein wesentlicher Aspekt der sozialen 
Governance und wird im Rahmen von 
ESG-Daten erfasst und bewertet. In-
vestoren und Unternehmen messen die 
Einhaltung dieser Standards über ihr 
Portfolio hinweg, um im Rahmen eines 
Ratingprozesses die soziale Verant-
wortung und Nachhaltigkeit ihrer Bau-
projekte zu dokumentieren. Dadurch 

2 (Bundesministerium für Wohnen, 2024) 

Gesetz/ Regulierung Anforderungen an ESG-Daten 

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) Betrachtung und Erfassung der Energiebedarfe 

Brennstoffemissionshandelsgesetz 
(BEHG) 

Erfassung und Berichterstattung zu Treibhaus-
gasemissionen 

Gebäudeenergieeffizienzgesetz 
(GEG) 

Nachweis zu Gesetzeskonformität / Erfassung 
energetischer Daten 

Energieeffizienzgesetz (EnEfG) Verpflichtung zu Energiemanagementsystemen 
oder Umsetzungsplänen zu Energieeinsparungs-
maßnahmen 

CO2-Kostenaufteilungsgesetz 
(CO2KostAufG) 

Genaue Erfassung von CO2-Emmissionen und Be-
preisung 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) Dokumentation über Abfalltrennung und Entsor-
gung 

Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) Umfassendes erfassen/dokumentieren der Ab-
fallentsorgung 

Verpackungsgesetz (VerpackG) Registrieren und Lizensieren von Verpackungen 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Nachweis zu Gesetzeskonformität 

Abwasserverordnung (AbwV) Nachweis zu Gesetzeskonformität/ Erfassung der 
Abwassermenge und manchmal bestimmter Werte 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

Bildet Grundlage für weitere Gesetze / Nachweis zu 
Gesetzeskonformität 

Klimaanpassungsgesetz (KAnG) Nachweis zu Gesetzeskonformität 
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wird sichergestellt, dass Gebäude nicht 
nur ökologisch- und wirtschaftlich nach-
haltig, sondern auch sozial inklusiv 
sind, was zu einer höheren Lebensqua-
lität für alle Nutzer beiträgt. Die nachfol-
gende Tabelle stellt die genannten Ge-
setze sowie die daraus resultierenden 

Anforderungen an ESG-
Datenerhebung anschaulich zusam-
men. Es handelt sich bei der Übersicht 
um einen beispielhaften Auszug und 
keine vollständige Auflistung aller Ge-
setze, die mit ESG-Daten in Berührung 
kommen. 

 

3. ESG-Daten als Schlüsselfaktor für Finanzie-
rung und Risikobewertung 
 

Neben den gesetzlichen Regulierun-
gen, die direkt auf Immobilienunterneh-
men und -fonds wirken, gibt es noch die 
indirekten Anforderungen von Banken 
und Fonds nach ESG-Daten. 

Gemäß einer Umfrage von Union In-
vestment sind etwa 72% der befragten 
Großinvestoren der Ansicht, dass nach-
haltige Kapitalanlagen ein vergleichba-
res oder sogar besseres Risikoprofil 
aufweisen als konventionelle Investitio-
nen1. Physische Klimarisiken wie Über-
schwemmungen oder Hitzewellen kön-
nen die langfristige Rentabilität und Si-
cherheit von Immobilien erheblich be-
einflussen. Durch die Integration von 
Klimadaten und anderen relevanten 
Nachhaltigkeitsdaten in die Risikobe-
wertung können Investoren fundiertere 
Entscheidungen treffen und ihre Portfo-
lios gegen zukünftige Unsicherheiten 
absichern. 

Bei einer PwC-Umfrage unter Banken, 
Asset Owner und Asset Managern 
wurde der größte Vorteil in der Ausei-
nandersetzung mit Themen der CO2 

Reduktion und Biodiversitätsaspekten 

 

1 (Union Investment, 2024) 

2 (PwC, WWF, 2024) 

3 (eba, 2025) 

in der verbesserten Risikoresilienz ge-
sehen.2 Analog zu diesen Ergebnissen 
finden Nachhaltigkeitsdaten in Banken 
einen wichtigen Anwendungsbereich in 
der Risikobewertung. 

Die Europäische Bankenaufsichtsbe-
hörde (EBA) hat im Januar 2025 finale 
Leitlinien bezüglich des Umgangs mit 
ESG-Risiken veröffentlicht. 3 Die EBA-
Leitlinien verlangen von Kreditinstitu-
ten, ESG-Risiken systematisch in die 
internen Prozesse, Risikobewertungen 
und Geschäftsstrategien zu integrieren. 
Banken müssen identifizieren, messen, 
steuern und überwachen, wie Umwelt- 
und Klimafaktoren, soziale Faktoren 
und Governance-Faktoren ihre Finanz-
risiken beeinflussen. Dazu sollen sie 
Pläne entwickeln, um kurz-, mittel- und 
langfristig widerstandsfähig gegenüber 
ESG-Risiken zu sein.4 Ab Januar 2026 
gelten diese Vorgaben für die meisten 
Institute verbindlich5. Praktisch bedeu-
tet das: Banken werden bei Kreditent-
scheidungen verstärkt auf Nachhaltig-
keitsprofile achten und von Kunden – 

4  (PwC, WWF, 2024) 

5 (eba, 2020) 
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etwa Immobilienfirmen – entspre-
chende Daten einholen, um ihren Auf-
sichtsanforderungen gerecht zu wer-
den. 

Der EZB-Leitfaden für Klima- und Um-
weltrisiken 1  stellt zudem klare Erwar-
tungen an Banken, wie sie Klima- und 
Umweltrisiken in ihre Risikomanage-
ment- und Berichterstattungssysteme 
integrieren sollten. 

In Deutschland ergänzen die Mindest-
anforderungen an das Risikomanage-
ment (MaRisk)2 diese Vorgaben, indem 
sie von Banken verlangen, eine umfas-
sende Risikobewertung durchzuführen, 
die auch ökologische und soziale Risi-
ken umfasst.  

Auch die BaFin unterstreicht diesen 
Kurs und warnt in ihrem Risikoausblick 
„Risiken im Fokus der BaFin 2025“ 3, 
dass Klimawandel-bedingte Entwick-
lungen das Finanzsystem belasten kön-
nen. Die BaFin erwartet von Finanzun-
ternehmen, deutlich umfassendere In-
formationen zu den Folgen des Klima-
wandels in ihr Risikomanagement ein-
zubeziehen. So könnten physische 
Klimarisiken – etwa Extremwetterereig-
nisse wie Überschwemmungen oder 

 

1 (EZB, 2020) 

2 (BaFin, 2023) 

Dürre – künftig wesentlich stärker auf 
Kreditportfolios der Banken und Scha-
denszahlungen der Versicherer durch-
schlagen. Neben diesen physischen Ri-
siken betont die BaFin auch Über-
gangsrisiken: Unsicherheiten und Kos-
ten im Übergang zu einer CO₂-armen 
Wirtschaft (z.B. durch neue Vorschrif-
ten zur Gebäudesanierung) können 
ebenfalls erhebliche finanzielle Risiken 
bergen. Zudem warnt die Aufsicht vor 
Greenwashing-Risiken – also der Ge-
fahr, dass Unternehmen bei der Erläu-
terung ihrer Nachhaltigkeits-Ambitionen 
übertreiben und damit Investoren und 
Banken täuschen. Erst kürzlich (April 
2025) wurde die Deutsche-Bank Toch-
ter DWS mit einer Strafzahlung von 25 
Millionen Euro aufgrund übertriebener 
Nachhaltigkeitsversprechen belegt. 4 

Für Banken bedeutet das klare Erwar-
tungen durch die Aufseher: Sie müssen 
Klimarisiken und andere ESG-Faktoren 
ernsthaft in Stresstests, Bewertungen 
und Offenlegungen einbeziehen. Folg-
lich werden diese Institute von ihren Im-
mobilienkunden detaillierte ESG-Daten 
anfordern, um z.B. die Klimabelastung 
eines Immobilienportfolios abzuschät-
zen oder Übergangsrisiken (etwa 

3 (BaFin, 2025) 

4 (Tagesschau, 2025) 

Abbildung 6: Chancen durch die Auseinandersetzung mit Themen der Biodiversität und CO2 Reduktion 
 (PwC, WWF, 2024) 
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Sanierungspflichten bei ineffizienten 
Gebäuden) einzupreisen.  

Aufgrund der stabilen und planbaren 
Renditen haben Versicherer ihre Immo-
bilienportfolios in den letzten Jahren 
sukzessive ausgebaut. Angesichts der 
großen Anlagevolumina sind Versiche-
rer damit zu einem bedeutenden Akteur 
in der Immobilienbranche geworden. 

Neben reinen Renditeewartungen spie-
len dabei bei Investitionsentscheidun-
gen auch Nachhaltigkeitsaspekte eine 
gewichtige Rolle. So hat sich ein Groß-
teil der Versicherungswirtschaft Nach-
haltigkeitsziele und -ambitionen gege-
ben, im Rahmen derer eine Dekarboni-
sierung der Kapitalanlage- und damit 
auch der Immobilienportfolios ange-
strebt wird. An diesen Zielen und Ambi-
tionen wird trotz des sich abzeichnen-
den nachlassenden Drucks der Nach-
haltigkeitsregulierung mehrheitlich fest-
gehalten. Die Gründe dafür sind vielfäl-
tig und gehen über die Erfüllung von 
Berichterstattungspflichten deutlich hin-
aus, wenngleich auch den nachhaltig-
keits-bezogenen Veröffentlichungs-
pflichten im Sinne der Unternehmens-
reputation nach wie vor große Bedeu-
tung zugemessen wird. 

Als klassische Buy-and-hold-Investoren 
berücksichtigen Versicherer (insbeson-
dere Lebensversicherer) bei ihren Anla-
geentscheidungen besonders langfris-
tige Zeithorizonte. Um das dementspre-
chend gesteigerte Risiko von „Stranded 
Assets“ zu minimieren, liegt der klare 
Investitionsfokus von Versicherern auf 
energieeffizienten und klimaresilienten 
Immobilen. Dies gilt daneben auch des-
halb, da die vorteilhafte Kosteneffizienz 
nachhaltiger Immobilien aufgrund des 
langfristigen Anlagehorizonts beson-
ders relevant ist. 

Laut einer Umfrage von Union Invest-
ment von 2024 berücksichtigen etwa 

 

1 (Union Investment, 2024) 

2. (Catella, 2024) 

85% der Großanleger Nachhaltig-
keitskriterien in ihren Entscheidungen1. 
Hauptgründe sind Unternehmensleitbil-
der, Anlagerichtlinien und der Wunsch, 
gesellschaftliche Verantwortung zu 
übernehmen. Somit sind Banken zu-
sätzlich motiviert, neben den Risikoge-
sichtspunkten, auch ESG-Daten zu 
sammeln, um eigene Verantwortung zu 
übernehmen.  

Initiativen wie der „Net Zero Banking Al-
liance“ und den „Guidelines for Climate 
Change Target Settings“ unterstützen 
Banken dabei, ihre Kreditportfolios im 
Einklang mit globalen Klimazielen zu 
verwalten. Die „UN Principles for 
Responsible Banking“ fördern verant-
wortungsbewusste und nachhaltige 
Bankpraktiken. Der Financed Emissi-
ons Standard hilft Banken, ihre finan-
zierten Emissionen zu messen und kli-
mabezogene Finanzrisiken zu berich-
ten. Durch die Erhebung von ESG-
Daten können Finanzinstitute sicher-
stellen, dass ihre Investitionsentschei-
dungen mit internationalen Prinzipien 
übereinstimmen.  

Die Anforderungen der finanzierenden 
Banken und das Interesse der Großan-
leger an nachhaltigen Immobilien füh-
ren dazu, dass eine nachhaltige Positi-
onierung am Markt zu einem Wettbe-
werbsvorteil führt. Umgekehrt werden 
Immobilien (-Unternehmen), die dem 
Marktstandart nicht mehr entsprechen 
mit Abschlägen abgestraft. Der Preis-
abschlag, auch „Brown Discount“ ge-
nannt, ist der Preis für die Vernachläs-
sigung nachhaltiger Investitionen, die 
von Investoren erwartet werden2. Dabei 
fokussiert sich das Interesse der Inves-
toren stark auf die messbaren Aspekte 
von ESG, also vor allem die ökologi-
schen Aspekte3.  

Darüber hinaus tragen ESG-Daten 
dazu bei, die langfristige 

3 (ZIA, 2021) 
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Wertbeständigkeit einer Immobilie vor-
herzusagen. Gebäude, die hohe Stan-
dards in Bezug auf Energieeffizienz und 
Umweltverträglichkeit erfüllen, sind oft 
weniger anfällig für Wertverluste und 
profitieren von niedrigeren Betriebskos-
ten. Diese Faktoren machen sie für In-
vestoren attraktiver und können zu 
günstigeren Finanzierungs- und Versi-
cherungskonditionen führen. Kreditge-
ber berücksichtigen zunehmend die 
Nachhaltigkeitsprofile von Immobilien, 
um das Risiko von Kreditausfällen zu 
minimieren.  

Viele Banken haben Finanzierungspro-
gramme für nachhaltige Immobilien mit 
Zinsvergünstigungen. Im Zuge der Kre-
ditvergabe stehen Immobilienunterneh-
men und Fonds auch weiterhin in der 
Pflicht, detaillierte Informationen zu ih-
ren nachhaltigkeitsbezogenen Aktivitä-
ten bereitzustellen. Während Immobi-
lienunternehmen selbst möglicherweise 
nicht mehr direkt zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung verpflichtet sind, sind 
Banken als Kreditgeber nach wie vor an 
umfassenden Offenlegungspflichten 
gebunden. Diese Verpflichtungen resul-
tieren aus einer Vielzahl von regulatori-
schen Rahmenbedingungen und Initia-
tiven, an denen sich Kreditgeber orien-
tieren müssen. 

Institutionelle Investoren, wie Banken, 
Versicherer, Pensions- und Versor-
gungskassen und weiteren Kapitelver-
waltungsgesellschaften (im folgenden 
Finanzmarktteilnehmer genannt), in-
vestieren unter anderem in Immobilien-
fonds, für welche sie ESG-Daten benö-
tigen, um ihre eigenen Berichtspflichten 
erfüllen zu können. Dabei ist zwischen 
der Fondsebene und der Unterneh-
mensebene zu unterscheiden. Wäh-
rend der Fonds ESG-Daten zur Erfül-
lung eigener Anforderungen veröffentli-
chen muss, benötigen Investoren in 
diese Fonds ebenso solche Daten, um 
die eigenen Berichtspflichten zu ihren 
Investitionen erfüllen zu können. Im Fol-
genden werden zentrale Konzepte ein-
führend vorgestellt, die die Basis für 

diese „Berichts-Konstellationen“ dar-
stellen. 

Die Sustainable Finance Disclosure 
Regulation (SFDR) stellt ein Regelwerk 
dar, das die Offenlegung von ESG-
Informationen und damit die Klassifizie-
rung von Fonds regelt. Um die Anforde-
rungen der SFDR zu erfüllen, müssen 
Finanzmarktteilnehmer Informationen 
zu Nachhaltigkeitsrisiken ihrer Finanz-
produkte (Art. 6), die Förderung von 
ESG-Merkmalen (Art. 8), die Berück-
sichtigung von wesentlichen negativen 
Auswirkungen (Principal Adverse Im-
pacts – PAI) und/oder den positiven 
Beitrag zu einem Umweltziel (Art. 9) be-
werten. Diese Informationen sind ge-
genüber (potenziellen) Investoren so-
wohl bei Auflage eines Fonds als auch 
im Rahmen einer regelmäßigen Be-
richterstattung offenzulegen. Um die-
sen regulatorischen Anforderungen auf 
Fonds-Ebene nachkommen zu können, 
fragen die Finanzmarktteilnehmer die 
relevanten ESG-Informationen bei den 
Immobiliengesellschaften ab. Diese 
sind somit dazu angehalten die benötig-
ten ESG-Daten auf Ebene der Immobi-
lien zu erheben. Der Umfang der einzu-
holenden Daten kann dabei je nach An-
lagestrategie der Fonds variieren. Oft-
mals wenden Finanzmarktteilnehmer 
eine Reihe von Ausschlusskriterien an, 
die sich auf charakteristische Eigen-
schaften einer Immobilie beziehen. Bei-
spiele hierfür ist die Einschränkung von 
Nutzungsarten oder der Ausschluss 
von schlechten Energieeffizienzklas-
sen. Daneben werden ebenso Positiv-
kriterien für die Auswahl geeigneter Im-
mobilien für die Aufnahme in Fonds 
festgelegt. Die hierfür benötigten Infor-
mationen können beispielsweise ener-
getische Eigenschaften einer Immobilie 
umfassen oder die Einhaltung sozialer 
Standards.  Ein weiteres zentrales Kon-
zept der SFDR ist die Berücksichtigung 
der PAIs, welche eine Erhebung von 
Daten auf Ebene der Immobilie voraus-
setzen. Diese umfassen verpflichtende 
und freiwillige Datenpunkte die auf 
Ebene der Fonds bei geeigneter 
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Anlagestrategie offenzulegen sind. Ne-
ben den Veröffentlichungspflichten auf 
Ebene der Fonds sind die Finanzmarkt-
teilnehmer und Investoren der Fonds 
selbst auf die Bereitstellung von ESG-
Daten angewiesen. Finanzmarktteil-
nehmer und Investoren unterliegen je 
nach Größe und Ambitionen eigenen 
Anforderungen der SFDR. So sind 
diese teilweise dazu verpflichtet, einen 
jährlichen PAI-Bericht zu veröffentli-
chen, in welchem ESG-Informationen 
zu all ihren Investments aggregiert wer-
den. Demnach besteht marktseitig gro-
ßes Interesse an Immobilien, welche re-
levante ESG-Daten zur Verfügung stel-
len können, um den Berichtspflichten 
auf Fonds- und Unternehmens-Ebene 
nachkommen zu können. 

Finanzmarktteilnehmer und Investoren 
der Fonds können ebenso den Be-
richtspflichten der EU-Taxonomie un-
terliegen. Zum einen besteht die Mög-
lichkeit für Finanzmarktteilnehmer eine 
EU-Taxonomie-Quote in der Anlage-
strategie eines Fonds zu bestimmen. 
Um diese Quote bestimmen und die 
Einhaltung nachweisen zu können be-
darf es der notwendigen Datengrund-
lage, welche auf Ebene der Immobilien 
zu erheben sind. Zum anderen könnten, 
ähnlich wie bei den 

Datenanforderungen bei der SFDR, Fi-
nanzmarktteilnehmer und Investoren 
selbst auf Unternehmens-Ebene Be-
richtspflichten unterliegen, wodurch sie 
Taxonomie-relevante Kennzahlen der 
Fonds benötigen. Auch hier würden 
diese Datenanforderungen an die je-
weiligen Immobiliengesellschaften wei-
tergegeben werden. 

Durch die mit dem Omnibus-I-Paket er-
folgte zeitliche Verschiebung der 2. und 
3. Welle der CSRD und die mögliche 
Verkleinerung des Scopes auf Unter-
nehmen mit über 1.000 Mitarbeitenden 
rückt derzeit der VSME-Standard (Ver-
ordnungsstandard für kleine und mitt-
lere Unternehmen) in den Fokus, wel-
cher als Grundlage für einen noch final 
zu verabschiedenden Standard für die 
freiwillige Berichterstattung für Unter-
nehmen mit unter 1.000 Mitarbeitenden 
dienen soll. Im Zuge dieses Standards 
können Immobilienunternehmen aber 
auch Finanzmarktteilnehmer bzw. In-
vestoren Anforderungen an ESG-
Informationen stellen, wie beispiels-
weise CO2-Emissionen, Wasserver-
bräuche und weiteren ESG-
spezifischen Kennzahlen. 

 

. 
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4. Praktische Konsequenzen für Immobilienunter-
nehmen und Fonds 

Durch den Wegfall der verpflichtenden 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 
CSRD für viele Immobilienunterneh-
men beschäftigen sich einige Marktteil-
nehmer nun nicht mehr unmittelbar mit 
ihren Nachhaltigkeitszielen und -anfor-
derungen. Deutsche Gesetze, wie das 
CO2-Aufteilungsgesetz, das Gebäu-
deenergieeffizienzgesetz (GG Effi-
zienzgesetz), das Gesetz zur Weiter-
entwicklung des Treibhausgas-Emissi-
onshandels (GNEFG) und das Mess-
stellenbetriebsgesetz zielen insbeson-
dere auf ökologische Daten ab.  

Auch Finanzierungsgeber und Investo-
ren konzentrieren sich auf die leicht 
quantifizierbaren ökologischen Para-
meter.  
Wichtige Parameter, die weiterhin erho-
ben werden müssen, sind der Energie-
verbrauch, die Energieeffizienzklasse 
dokumentiert durch einen Energieaus-
weis, und die Nutzung erneuerbarer 
Energien, welche die CO2-Emissionen 
reduzieren. Der Wasserverbrauch und 
das Abfallmanagement sind ebenfalls 
zentral, wobei der sparsame Umgang 
mit Ressourcen und Recycling die öko-
logische Bilanz verbessern.  Die Erhe-
bung von Daten zur Biodiversität und 
zur Begrünung von Flächen unterstützt 
die Umsetzung von Bauordnungen und 
fördert die ökologische Nachhaltigkeit 
gemäß internationaler Standards wie 
LEED, BREEAM und DGNB. Auch 
wenn neben den ökologischen Aspek-
ten, die Erfassung von sozialen Daten-
punkten in den Hintergrund gerät, müs-
sen Immobilienunternehmen sicherstel-
len, dass ihre Gebäude die Standards 
zur Innenraumqualität erfüllen. Die 
Qualität der Innenraumluft und der 
Lärmschutz sind entscheidende Ge-
sundheitsfaktoren für Gebäude, 

reguliert durch das Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz und DIN 4109. Zudem 
müssen Immobilienunternehmen ge-
mäß des Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BGG) und der DIN 18040 An-
forderungen zu barrierefreien Zugän-
gen und Einrichtungen zu berücksichti-
gen. 

Die effiziente Sammlung, Analyse und 
das Management von ESG-Daten stel-
len für Immobilienunternehmen eine 
strategische Herausforderung dar. 
Durch die Implementierung moderner 
Technologien für Datenüberwachung 
und -analyse können Immobilienunter-
nehmen nicht nur den regulatorischen 
Anforderungen gerecht werden, son-
dern auch die betriebliche Effizienz stei-
gern und neue Investitionschancen nut-
zen. Sie bieten die Integration von IoT-
basierten Sensoren und Building Infor-
mation Modeling (BIM) Echtzeit-Einbli-
cke in den Gebäudezustand und er-
möglichen eine strukturierte Datener-
fassung. Daten über Energieverbrauch, 
Raumtemperatur, Luftqualität und Was-
sernutzung können kontinuierlich ge-
sammelt werden und ermöglichen eine 
proaktive Anpassungen zur Reduzie-
rung des Ressourcenverbrauchs. 
Durch die Analyse der von IoT-Geräten 
erfassten Daten können zudem Anzei-
chen für mögliche Ausfälle oder Ineffizi-
enzen erkannt werden, und ermögli-
chen eine vorausschauende Wartung.  
Der Einsatz von Energiemanagement-
systemen unterstützt darüber hinaus 
Unternehmen darin, ihren Energiever-
brauch systematisch zu messen und zu 
steuern. Systeme, wie das nach ISO 
50001 zertifizierte EnMS, bieten struk-
turierte Ansätze zur Energieoptimie-
rung, indem sie die Festlegung von 
Energiezielen, die Überwachung von 
Energieeinsparungen und die Bewer-
tung von Energieeffizienzinitiativen 
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standardisieren. EnMS erleichtern zu-
dem die Erstellung von Berichten durch 
automatisierte Datenerhebung und -
auswertung, was zur Erfüllung gesetzli-
cher Berichtspflichten beiträgt. 

Damit Immobilienunternehmen in Zu-
kunft alle relevanten Daten im Gebäu-
debetrieb zentral erheben und mana-
gen können, ist es essenziell, dass alle 
genutzten Technologien ausreichend 
Schnittstellen bieten und Cloud-kompa-
tibel sind. Die Konsolidierung dieser 
Daten in einer Cloud-Umgebung unter-
stützt die strategische Entscheidungs-
findung auf Unternehmensniveau und 
verbessert die Berichterstattungspro-
zesse erheblich. Dashboards und Ana-
lysetools bieten dabei visuelle Darstel-
lungen, die es ermöglichen, den Fort-
schritt bei der Erreichung von Nachhal-
tigkeitszielen zu überwachen und ge-
zielte Maßnahmen zur Verbesserung 
aufzuzeigen. 

Um die Klimaziele des Gebäudesektors 
im Jahr 2045 erreichen zu können, ste-
hen Immobilienunternehmen hinsicht-
lich der jährlichen energetischen Sanie-
rungsquote vor großen Herausforde-
rungen. Etwa 80% der Gebäude die 
2045 in Deutschland stehen sind heute 
bereits gebaut, daher muss sich ein we-
sentlicher Teil der Nachhaltigkeitsbe-
mühungen im Bestand abspielen. Die 
energetische Sanierung von Bestands-
gebäuden beinhaltet häufig aufwendige 
Eingriffe in die bestehende Bausub-
stanz. Maßnahmen wie die Dämmung 
der Gebäudehülle und des Daches, so-
wie der Austausch der Heizung erfor-
dern nicht nur teure Materialien und Ge-
räte, sondern auch spezialisierte Fach-
kräfte, die die Arbeiten ausführen. Zu-
dem kommen indirekte Kosten durch 
mögliche Nutzungseinschränkungen 
oder zeitweise Räumungen hinzu, die 
besonders bei Wohngebäuden zu be-
achten sind. Diese Faktoren tragen 
dazu bei, dass die Gesamtkosten für 
die energetische Sanierung häufig hoch 

ausfallen und eine detaillierte Investiti-
onsplanung erfordern. 

Auch aus dieser Perspektive ist es für 
Immobilienunternehmen unerlässlich, 
eine umfassende Datenerfassung si-
cherzustellen. Die Dokumentation von 
Energieverbrauch, thermischer Leis-
tung der Bauteile und der allgemeinen 
Gebäudekondition sind entscheidend 
für die Planung effizienter Sanierungs-
maßnahmen. In den meisten Fällen 
lässt sich der Gebäudebetrieb mit dem 
Einbau smarter Technologien und mini-
malinvasiven baulichen Maßnahmen 
erheblich verbessern und nicht nur Kos-
ten senken, sondern auch die Effizienz 
der Sanierungsprozesse steigern und 
präzise Einsparpotenziale ermitteln. 
Zudem lassen sich auf Basis der erho-
benen Daten Dekarbonisierungsfahr-
pläne für ganze Portfolien ableiten, 
während sie gleichzeitig für die regula-
torisch notwendige Berichtserstattung 
zur Verfügung stehen. 
Immobilienfonds und andere Invest-
mentvehikel waren bisher von der 
CSRD kaum betroffen und müssen 
auch künftig nur geringfügige Anpas-
sungen vornehmen. Die meisten Fonds 
sind nicht als große kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen einzustufen und 
bleiben durch die angehobenen CSRD-
Schwellenwerte weiterhin außerhalb 
der direkten Berichtspflicht. Falls 
Fondsmanagement-Gesellschaften 
selbst nicht über 1.000 Mitarbeitende 
beschäftigen, entfällt für sie vrstl. zu-
künftig die Pflicht zur eigenen ESG-
Berichterstattung; entsprechend redu-
ziert sich ihr Aufwand zur Erhebung von 
freiwilligen Informationen. Zwar benöti-
gen auch Fonds künftig vermehrt ESG-
Daten aus ihren Portfolios (z.B. für An-
legerberichte oder im Rahmen der 
SFDR- und Taxonomie-Offenlegung), 
doch durch die möglichen Änderungen 
durch das Omnibus-I-Paket können sie 
diese Daten pragmatischer erheben. 
Große Bestandshalter von Immobilien-
portfolios profitieren davon, dass Da-
tenpunkte und Berichtspflichten redu-
ziert werden – was weniger administra-
tiven Aufwand und geringere 
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Compliance-Kosten bedeutet. Insge-
samt können Fonds, die bislang freiwil-
lig Nachhaltigkeitskriterien beachtet ha-
ben (z.B. GRESB-Rating, Impact-Re-
porting), diese Ansätze fortführen, ohne 
umfassende neue Pflichtberichte erstel-
len zu müssen. Die EU-Taxonomie-
Vorgaben gelten für viele Fonds aktuell 
nur auf freiwilliger Basis – sie können 
also selbst entscheiden, inwieweit sie 
über die Taxonomie-Konformität ihrer 
Immobilieninvestments berichten. In 
der Praxis dürften die meisten Fonds 
daher nur geringe Änderungen an ihren 
bestehenden ESG-Prozessen vorneh-
men müssen. Vielmehr können sie sich 
darauf konzentrieren ihren Offenle-
gungspflichten nach der SFDR nachzu-
gehen und gezielt ESG-Daten zu sam-
meln, die für Investoren und Finanzierer 
relevant sind (etwa Energiekennzahlen 
der Objekte), ohne einen vollständigen 
CSRD-Bericht aufsetzen zu müssen. 

Die angepassten ESG-
Reportingvorgaben wirken sich unter-
schiedlich auf die strategische Ausrich-
tung und die Organisation von Unter-
nehmen, Fonds und Immobilien-Assets 
aus. 

Strategische Auswirkungen: Grund-
legende Prinzipien wie die doppelte Ma-
terialität bleiben trotz der Entlastungen 
relevant. Große Immobilienunterneh-
men, die weiterhin der CSRD unterlie-
gen, müssen Nachhaltigkeitsaspekte 
fest in ihre Unternehmensstrategie in-
tegrieren. Sie sollten also weiterhin eine 
Wesentlichkeitsanalyse durchführen 
und sowohl die Auswirkungen ihres Ge-
schäfts auf Umwelt und Gesellschaft als 
auch umgekehrt die Auswirkungen von 
Klima- und ESG-Risiken auf ihr Ge-
schäft betrachten. Insgesamt können 
Unternehmen ihre Nachhaltigkeitsstra-
tegie nun fokussierter gestalten: weni-
ger Pflichtkennzahlen ermöglichen es, 
sich auf die für das Geschäftsmodell 
wesentlichen ESG-Themen zu kon-
zentrieren (z.B. Klimarisiken, Energie-
effizienz, soziale Belange in der Liefer-
kette) statt auf eine Fülle von 

Detailindikatoren. Fonds und Investo-
ren werden strategisch noch stärker 
überlegen, in welche Assets investiert 
wird: nachhaltige Immobilien rücken ins 
Zentrum, da sich gezeigt hat, dass Ban-
ken nicht-nachhaltige Objekte nur noch 
zu schlechteren Konditionen finanzie-
ren oder ganz meiden. Entsprechend 
fließen ESG-Kriterien verstärkt in In-
vestmententscheidungen ein, um wirt-
schaftliche Interessen mit Klimaschutz 
zu verbinden. Insgesamt bleibt ESG 
also ein strategischer Treiber – auch 
wenn die formalen Berichtspflichten ge-
ringer ausfallen, sollten Unternehmen 
und Fonds ESG als integralen Bestand-
teil ihrer Geschäftsstrategie verstehen, 
um Risiken zu steuern und Chancen zu 
nutzen. 

Organisatorische Auswirkungen: 
Durch den möglichen Wegfall hunderter 
Datenpunkte in den ESRS-Standards 
und die geplante Streichung sektorspe-
zifischer Vorgaben wird die organisatio-
nale Umsetzung der Berichterstattung 
für Immobilienakteure einfacher. Unter-
nehmen können ihre Nachhaltigkeits-
Teams entlasten und die internen Pro-
zesse effizienter gestalten. Besonders 
in der Immobilienbranche war die Da-
tenbeschaffung bislang komplex: Infor-
mationen mussten über die gesamte 
Wertschöpfungskette hinweg gesam-
melt werden – von Vermietern, Mietern, 
Property Managern bis hin zu Facility 
Services und Baupartnern. Hier sorgt 
die Vereinfachung für Erleichterung. 
Dennoch bleibt eine robuste Dateninf-
rastruktur wichtig: Statt alle möglichen 
ESG-Daten zu erheben, können Orga-
nisationen sich nun auf Kernkennzah-
len (z.B. Energieverbrauch, Emissio-
nen, Mieterzufriedenheit) fokussieren 
und für diese verlässliche Monitoring-
Systeme etablieren. Insgesamt verla-
gert sich der organisatorische Fokus 
weg von reiner Berichterstattung hin zur 
praktischen Umsetzung von Nachhal-
tigkeitsmaßnahmen. Größere Be-
standshalter können etwa freigewor-
dene Ressourcen (durch weniger Re-
porting-Aufwand) direkt in 
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Modernisierungsprojekte stecken, an-
statt in bürokratische Prozesse. Fonds-
manager können den geringeren Be-
richtsdruck nutzen, um engere Koope-
rationen mit ihren Property Managern 
und Mietern einzugehen, damit die 

nötigen ESG-Daten punktgenau erho-
ben werden. Zudem werden manche 
Unternehmen die Konzernsteuerung 
anpassen und Verantwortlichkeiten für 
ESG-Themen schlanker halten. 

5. Fazit und Handlungsempfehlungen 
 

Im Kontext der sich wandelnden regula-
torischen Landschaft bleiben ESG-
Themen ein wesentlicher Bestandteil 
der strategischen Ausrichtung von Im-
mobilienunternehmen und -fonds. Un-
ternehmen, die bereits in den Aufbau ei-
ner ESG-Abteilung investiert haben und 
spezialisierte Fachkräfte eingestellt ha-
ben, werden feststellen, dass diese Ka-
pazitäten auch langfristig unverzichtbar 
sind.  

Obwohl die Berichtspflichten nach 
CSRD für eine Vielzahl von Immobilien-
unternehmen und -fonds mit dem Om-
nibus 1 Paket zunächst entfallen könn-
ten, ist die Bedeutung von sorgfältig er-
fassten ESG-Daten aus regulatorischer 
Sicht ungebrochen. Mit einer Vielzahl 
an Gesetzen, sind Immobilienunterneh-
men und -fonds aus regulatorischer 
Sicht weiterhin dazu verpflichtet, ESG-
Daten zu erfassen. Jedoch entfiele mit 
dem Omnibus-I-Paket für viele Unter-
nehmen nun ein vorgefertigter Rah-
men, um diese gezielt und strukturiert 
zu erfassen. Durch das Wegfallen eines 
einheitlichen Standards kann es zu er-
heblichen Herausforderungen bei der 
Erhebung, Offenlegung und Weiterver-
wendung von benötigten ESG-Daten 
kommen. Fehlende Genauigkeiten in 
Gesetzestexten werden von Marktteil-
nehmern teilweise unterschiedlich inter-
pretiert, was zu einer uneinheitlichen 
Datenerhebung und KPI-Berechnung 
führen kann. Ebenso führt das Fehlen 
eines für mittlere und kleinere Unter-
nahmen mit dem Wegfall der CSRD 
einhergehenden einheitlichen Berichts-
Templates zu unterschiedlichen 

Formaten in der Offenlegung der erho-
benen Nachhaltigkeitsinformationen. 
Dies erschwert die Weitergabe und 
Weiterverwendung der Daten über ver-
schiedene Stakeholder hinweg, was 
wiederum zu erhöhten Aufwänden und 
Kosten führen kann, um die Nachhaltig-
keitsinformationen für beispielsweise 
unterschiedliche Versicherer oder In-
vestoren aufzubereiten. 

Zukünftig kann der VSME-Standard 
(Verordnungsstandard für kleine und 
mittlere Unternehmen), ein Standard 
zur freiwilligen Erfassung von ESG-
Daten eine große Hilfe in der Strukturie-
rung der Datensammlung und -bereit-
stellung sein.  

Die Einführung des VSME-Standards 
als freiwilliges Reporting-Template bie-
tet der Immobilienwirtschaft die Mög-
lichkeit, ESG-Daten strukturiert und ein-
heitlich zu erfassen. Trotz der zeitlichen 
Verschiebung der CSRD für Welle 2 
und 3 sowie die mögliche Reduzierung 
des Scopes durch das Omnibus-I-Pa-
ket bleibt die Erhebung von ESG-Daten 
entscheidend, um Nachhaltigkeitsziele 
zu erreichen und regulatorische Anfor-
derungen zu erfüllen. Der VSME-
Standard fragt spezifische Datenpunkte 
ab, die unter anderem für die Immobili-
enbranche von zentraler Bedeutung 
sind. Darunter werden Informationen zu 
Umwelt (z.B. Treibhausgasemissionen, 
Wasserverbrauch, Umweltverschmut-
zung und Biodiversität), Soziales (z.B. 
allgemeine Merkmale zu Arbeitskräften 
oder Entlohnung) und Geschäftsgeba-
ren (z.B. Verurteilung und Geldstrafen) 
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abgefragt. Diese Datenpunkte werden 
innerhalb der Immobilienbranche häufig 
zur Identifikation und Steuerung von Ri-
siken, für Investmententscheidungen 
und zur Erfüllung regulatorischer Anfor-
derungen genutzt. 

Die Verwendung des VSME-Standards 
als einheitliches Reporting-Template 
bringt somit mehrere Vorteile mit sich. 
Es vereinfacht die Datenerfassung und 
den Berichtsprozess, indem es admi-
nistrative Belastungen für die Konzep-
tion, Interpretation und Weiterleitung 
von Informationen reduziert und gleich-
zeitig Konsistenz und Zuverlässigkeit in 
der ESG-Berichterstattung gewährleis-
tet. Diese Standardisierung ermöglicht 
es der Immobilienbranche, Transpa-
renz und Vergleichbarkeit zu verbes-
sern, was für strategische Entscheidun-
gen und die Aufrechterhaltung eines 
Wettbewerbsvorteils unerlässlich ist. 

Darüber hinaus profitieren auch andere 
Stakeholder von der Nutzung des 
VSME-Standards. Versicherer, Investo-
ren und Fonds erhalten durch die stan-
dardisierte Berichterstattung verlässli-
che ESG-Informationen, die für die Ri-
sikobewertung und Investitionsent-
scheidungen entscheidend sind. Der 
modulare Ansatz des VSME-Standards 
bietet Flexibilität und ermöglicht es Un-
ternehmen unterschiedlicher Größe, 
schrittweise umfassende Berichtsprak-
tiken zu übernehmen. Dies fördert nicht 
nur die Nachhaltigkeit innerhalb der 
Branche, sondern unterstützt auch die 
Erfüllung der Berichterstattungspflich-
ten der Stakeholder, welche Anforde-
rungen an die Bereitstellung von Infor-
mationen an die Immobilienunterneh-
men stellen. 

 

Die fortlaufende Datenerfassung im 
Gebäudebetrieb spielt eine zentrale 
Rolle bei der Aufrechterhaltung der 
Nachhaltigkeitsziele. Echtzeit-Daten, 
die durch moderne Technologien wie 
IoT-Sensoren und Building Information 
Modeling (BIM) erhoben werden, 

ermöglichen eine kontinuierliche Be-
obachtung und Anpassung der Gebäu-
deleistung. Durch die detaillierte Ana-
lyse von Energieverbrauch, Wassernut-
zung und Abfallmanagement können 
Unternehmen gezielte, non-invasive 
Maßnahmen zur Optimierung ihrer Ge-
bäude ergreifen, die nicht nur deutlich 
Kosten sparen gegenüber einer ener-
getischen Sanierung, sondern auch 
den Wert der Immobilien steigern und 
künftig höhere CO2-Kosten vermeiden. 
Die erhobenen ESG-Daten unterstüt-
zen Immobilienunternehmen und -
fonds dabei, die Betriebseffizienz ihrer 
Objekte zu maximieren und den ökolo-
gischen Fußabdruck zu minimieren.  

Eine robuste Datenerfassung stellt zu-
dem sicher, dass Immobilienunterneh-
men nicht nur gesetzlichen Vorgaben 
gerecht werden, sondern auch die Mög-
lichkeit haben, ihre Nachhaltigkeitsstra-
tegie proaktiv weiterzuentwickeln. 
Diese Daten fungieren als Grundlage 
für strategische Entscheidungen im As-
set Management, welche ökologische, 
soziale und wirtschaftliche Vorteile für 
das Unternehmen und seine Investoren 
mit sich bringen. Objekte mit starker 
ESG-Leistung, sind nicht nur wirtschaft-
licher, sondern auch langfristig wider-
standsfähiger gegenüber Markt-
schwankungen, physischen und transi-
torischen Klimarisiken und regulatori-
schen Änderungen. 

Zusammenfassend bleibt die gezielte 
Erhebung und Nutzung von ESG-Daten 
eine unersetzliche Säule in der Wert-
schöpfung von Immobilienunternehmen 
und -fonds. Sie ermöglicht es, Chancen 
in einem sich rasch ändernden Markt-
umfeld zu nutzen und langfristig eine 
stabile und nachhaltige Entwicklung zu 
gewährleisten. 
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